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ABSTRACT  

Der erste Teil ist der historischen Auf- und Einarbeitung Verbandlicher Kinder- und Jugendar-

beit in Österreich, mit speziellem Fokus auf die Steiermark, gewidmet und arbeitet literaturba-

siert Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu der in Deutschland etablierten Praxis, deren Ur-

sprünge Ausgangspunkt für die Entwicklungen in Österreich darstellen, heraus. Der zweite 

Teil skizziert das Feld Verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit in der Steiermark anhand der 

empirischen Ergebnisse. Er bietet durch eine kategorisierte Sammlung einen Überblick der 

insgesamt 49 Organisationen aus dem Jahr 2010. Mittels Fragebogenerhebung, an der sich 

39 aus dieser Grundgesamtheit beteiligten, werden anhand qualitativer sowie quantitativer 

Auswertungsverfahren trotz der großen Bandbreite und Vielfalt an Schwerpunkt- und Umset-

zungen gemeinsame Bezugspunkte, anhand typischer Charakteristika, abgebildet, die durch 

qualitativ analysierte Interviewdaten von zehn Personen aus dem Umfeld des Steirischen Lan-

desjugendbeirats, der gesetzlich verankerten Interessensvertretung in der Steiermark, ergänzt 

werden. Letztere bilden ebenfalls die Basis für die Darstellung dieses Gremiums und dessen 

Entwicklungen über die Zeitspanne von 2010 bis 2017 und runden gemeinsam mit dem dis-

kursiven Einbezug der Ergebnisse des ersten Teils somit eine umfassende, bis dato fehlende, 

Betrachtung Verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit in der Steiermark ab. Dass sich neben 

möglichen individuellen positiven Wirkungen auf die Beteiligten hinaus auch gesellschaftliche 

ergeben, eine historisch-gesellschaftspolitisch bedingte Verankerung und Entwicklung des 

Feldes besteht, sich Potential hingehend einer gesellschaftsabbildenden Zusammensetzung 

des Feldes abzeichnet, sich dieses durch parteipolitischen Einbezug von Deutschland unter-

scheidet, bundesweit kein Dachverband vorhanden ist, sowie sich Potential von Förderung 

freiwillig Tätiger im gesellschaftspolitischen Kontext zeigt, stellen ausgewählte Ergebnisse vor-

liegender Arbeit dar. 

 

The first part is dedicated to reviewing and assessing Associated Children and Youth Work in 

Austria with a special focus on Styria. Literature based similarities and differences in compar-

ison to the German practice which origins present the starting point of developments in Austria, 

are identified. The second part outlines the field of Associated Children and Youth Work in 

Styria according to the empirical results. Through a categorised collection, an overview of the 

49 organisations active in 2010 is given. Data collection was carried out based on question-

naires in which 39 out of this population took part. Despite the broad field of focus and imple-

mentation, qualitative as well as quantitative data analyses allowed common reference points 

and typical characteristics to be mapped. Results are supplemented by the qualitatively ana-

lysed interview data of ten experts of the social environment of the Styrian Youth Council, the 

legal representative body of interests in Styria. These interviews provide a valuable insight into 

this committee and its developments during the period 2010 until 2017 and complement the 



 

 

research results together with taking into account findings of the first part, providing a rounded 

overview of an up until now missing study of Associated Children and Youth Work in Styria. 

Findings show that above a positive impact that might be affecting individuals involved also a 

profit for society in general occurs and illustrate a historical-societal-political entrenchment in 

relation to developments in the field. An emerging potential concerns the composition of actors 

within the field in relation to one representing the society. The clear party political involvement 

distinguishes the arena from that of Germanyôs. The lack of a nationwide umbrella association 

along with the potential for a more supportive socio-political frame for volunteers are also char-

acteristics appearing. 
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I EINLEITUNG 

ĂIn zahlreichen Expertisen wird bemªngelt, dass es zum jeweiligen Thema kaum einschlª-

gige Daten und Untersuchungen zur österreichischen Situation gibt. Vor dem Hintergrund 

erscheint ein genereller Ausbau der Jugendforschung unerlässlich. Nur auf diese Weise 

kann eine wissensbasierte Jugendpolitik, die sich weniger von aktuellen Konjunkturen und 

Stimmungslagen als fundierten Erkenntnissen und Informationen leiten lässt, durchgesetzt 

werden. Die Übertragung von Erkenntnissen aus anderen Ländern oder aus internationa-

len Studien ist häufig problematisch, da sie nicht auf die spezifischen regionalen Entwick-

lungen und Rahmenbedingungen in ¥sterreich eingehen kannñ  

(Abuzahra/Bacher/Bair/Dreher/Liebentritt/Sting/Theiss 2011, S. 609).  

 

Diese Stellungnahme trifft auf den Kontext Verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit in Öster-

reich und somit auch auf jenen in der Steiermark bis dato zu. Wurde die im Jahr 1985 durch-

geführte, erste Steirische Jugendstudie von Leopold Neuhold damals als Mosaikstein bezeich-

net, so trifft dies für die vorliegende Arbeit in Bezug auf die spezifische Auseinandersetzung 

im verbandlichen Zusammenhang zu. Eingangs soll dazu die Verwendung von Begrifflichkei-

ten im verbandlichen Kontext thematisiert werden.  

 

So sind verbandliche Jugendarbeit sowie Jugendverbandsarbeit die vorherrschenden Be-

zeichnungen (vgl. u.a. Tenorth/Tippelt 2007). Handelt Literatur von offenen Angeboten (vgl. 

u.a. Deinet/Sturzenhecker 2013) sowie aktuelleren Werken der nicht weiter spezifizierten au-

ßerschulischen Arbeit (vgl. u.a. Bundesministerium für Familien und Jugend 2015) mit Heran-

wachsenden, ist häufig der Begriff der Kinder- und Jugendarbeit gängig. Eine begründete Aus-

nahme für die Verwendung von Jugendarbeit anstelle von Kinder- und Jugendarbeit liefern 

Albert Scherr und Werner Thole in ihrem Beitrag im Sammelwerk Standortbestimmung Ju-

gendarbeit (1998). Sie sprechen der Generation der Kinder einen festen Bestandteil der au-

ßerschulischen, pädagogischen Angebote zu, verweisen auf eine notwendige, in genanntem 

Werk nicht ins Detail gehende, altersspezifische Ausdifferenzierung und Konkretisierung, ent-

scheiden sich allerdings für die Verwendung der gebräuchlichen Kennzeichnung und den se-

mantischen Kode von Jugendarbeit, der die gesamte Zielgruppe dieser Angebote umfasst. 

Wenige Seiten darauffolgend plädieren sie dafür, die Terminologie zu Gunsten von Kinder- 

und Jugendarbeit abzuändern (vgl. Scherr/Thole 1998, S. 10ff). Der in dieser Arbeit bewusst 

verwendete Begriff der Verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit basiert einerseits auf eben 

dieser Begründung, dass Kinder eine fixe Größe der Arbeit in diesem Kontext darstellen. An-

dererseits soll damit auch die historische Entwicklung und Bandbreite im Rahmen der ver-

bandlichen Tätigkeiten zum Ausdruck kommen. Nicht zuletzt soll Organisationen, die sogar in 

ihrem Namen ausschließlich auf Kinder verweisen, über die Stelle des implizit Umfassten hin-

aus auch eine deutliche Sichtbarkeit eingeräumt werden. 
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Des Weiteren sei erwähnt, dass der Großteil der publizierten Literatur aus dem benachbarten 

Deutschland stammt. Zwar scheinen sich Entwicklungen ähnlich beziehungsweise zeitlich ver-

setzt abgespielt zu haben, dennoch lassen sie keine garantierten Rückschlüsse auf Österreich 

oder gar das Bundesland Steiermark zu, wie im anfänglichen Zitat bereits argumentiert. Die 

Arbeit setzt sich unter den Vorzeichen zusammen, dass vor allem unter Einbezug vorhandener 

österreichischer Literatur das Feld der Verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit in Österreich 

abgesteckt werden soll. Diese stützt sich neben einiger weniger empirischer Datenerhebungen 

unter anderem ihrerseits stark auf die aus Deutschland stammende Literatur. Recherchierte 

rechtliche Kontexte, Veröffentlichungen, Studien und Beiträge mit spezifischem Bezug auf Ös-

terreich oder die Steiermark sind als solche deutlich erkennbar. Die einbezogene Literatur aus 

dem benachbarten Deutschland soll allerdings dennoch zusätzlich als Basis dienen, um, wenn 

möglich, daran anknüpfen zu können und Verbandliche Kinder- und Jugendarbeit, auch in der 

Unterschiedlichkeit, (be-)greifbar zu machen und österreichische Spezifika herauszuarbeiten.  

 

Die Auseinandersetzung mit dem Thema sowie die damit verbundene Entstehung vorliegen-

der Arbeit streckt sich über den Zeitraum vom Jahr 2010 bis 2017. Dabei wurden Organisati-

onsdaten zu Beginn erhoben und auch Interviews zu diesem Zeitpunkt durchgeführt. Eine 

zweite Erhebungsphase, in der erneut Interviews im Jahr 2017 durchgeführt wurden, fällt mit 

der Verfassungsphase vorliegender Arbeit zusammen, die somit auch eine Entwicklungsper-

spektive beinhaltet. Ziel der Arbeit ist es daher, einen Überblick über die Lage Verbandlicher 

Kinder- und Jugendarbeit in der Steiermark zu gewinnen und damit einen Ausgangspunkt für 

weitere Auseinandersetzungen zu ermöglichen. 
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II THEORETISCHE AUSEINANDERSETZUNG 

1. Verbandliche Kinder - und Jugendarbeit  im historischen 

Kontext  

 

 

Abbildung 1 Überblick des thematisierten historischen Kontexts Verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit 
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Ein kurzer Umriss der Kinder- und Jugendarbeit zu Beginn soll einen groben Rahmen stecken 

und somit Kontext und Verortung der verbandlichen Arbeit im Zuge der weiteren spezifischen 

Auseinandersetzung ermöglichen. Dabei wird sowohl ein Blick auf die historische Perspektive 

geworfen, als auch die damit verflochtenen gesellschaftlichen, politischen und rechtlichen Ent-

wicklungen. In einem Bogen gespannt sollen diese sowie deren Auswirkungen auf die Ver-

bandliche Kinder- und Jugendarbeit der Gegenwart einen vertieften Blick auf das breite Feld 

ermöglichen. 

 

1.1 Ursprünge in ihrer gesellschaftspolitischen Einbettung  

Da die österreichische Jugendbewegung der deutschen entstammt (vgl. Jahoda-Lazarsfeld 

1936, S. 718), lassen sich dort erste Ansätze der Kinder- und Jugendarbeit bis ins 19. Jahr-

hundert zurückverfolgen. So befanden sich bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

in Deutschland viele Jugendliche als Mitglieder in bürgerlichen und proletarischen Vereinen 

sowie in freien und christlichen Gewerkschaften. Diese wurden allerdings nicht in besonderer 

Weise im Rahmen ihrer Tätigkeiten berücksichtigt (vgl. Krafeld 1984, S. 22). Um die Jahrhun-

dertwende versuchte die bürgerliche Jugendbewegung die Rückzugsmöglichkeit aus streng 

organisiertem Bildungskontext und der Abhängigkeit Erwachsener in den autoritären Gesell-

schaftsstrukturen in der Gestaltung eines Freizeitbereichs zu finden. Unterdessen war die Ar-

beiterjugendbewegung darum bemüht die Existenzbedingungen im Rahmen ihres Erwachse-

nenalltags, in denen der Arbeitgeber auch erzieherischer Vormund war, in ihrem Arbeiterda-

sein zu verbessern. Von Anbeginn verfolgt, wurde nach erreichter Verkürzungen der Arbeits-

zeit auch hier die Freizeitgestaltung Thema. War im Rahmen der bürgerlichen Bewegung die 

Flucht in die Natur im Kontext von Wanderungen und die Entwicklung von Gruppenbildung als 

Gemeinschaftserlebnis kennzeichnend, waren Vertretungs- und Bildungsarbeit zu Beginn, 

Heimabende und Wanderungen erst später für Arbeiterjugendbewegung bezeichnend, in de-

nen sie von da an jungendpflegerisch für Nachwuchs für die Arbeiterbewegung sorgen sollte 

(vgl. ebd., S. 23ff). ĂDie Jugendbewegungen selbst faÇten ihre Intentionen im Begriff der èAu-

tonomie« zusammen: sie wollte ein »autonomes Jugendreich« (bürgerliche Jugendbewe-

gung), das frei von Eingriffen der Erwachsenen blieb, bzw. eine »autonome Organisation« 

(proletarische Jugendbewegung), die ihre Unabhängigkeit von der Organisation der Gewerk-

schaften bzw. der sozialdemokratischen Partei behieltñ (Giesecke 1975, S. 18). 

Der vom Umfang bedeutendste Bereich der Jugendarbeitsursprünge war die Jugendpflege. 

Ausgehend vom Bürgertum, das den Verfall der arbeitenden Jugend durch Zeitgewinn nach 

Senkung der Arbeitszeiten sowie die Annäherung an sozialdemokratischen Gedanken sah, 

wurden Angebote geschaffen (vgl. Krafeld 1984, S. 50). Der charakteristische Unterschied zur 

Jugendbewegung ist jener, dass ĂJugendarbeit eine Geschichte von Bem¿hungen des Staates 
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und der herrschenden gesellschaftlichen Verbände ist, die Empanzipationsbestrebungen der 

jungen Generation zu verhindern oder wenigstens einzuschrªnken [é]ñ (Giesecke 1975, S. 

19). Dadurch Jugendliche in Vereinigungen zusammenzufassen, institutionsbedingte Gesin-

nung sowie Kenntnisse und Fertigkeiten weiterzugeben und mit dem verfolgten Ziel möglichst 

alle zu erreichen, indem sie Jugendführern immer wieder zugeführt wurden, sollten die Heran-

wachsenden durch Jugendpflege mündig gemacht werden (vgl. Musial S. 43ff zit.n. Krafeld 

1984, S. 50). Jugendpflege war lediglich an Jugendliche der Arbeiterklasse gerichtet, um diese 

an Gesellschaftsrealitäten zu binden und Veränderungen zu verhindern. Stand bei den Ju-

gendbewegungen die Subjektwerdung im Vordergrund, waren es im Rahmen von Jugend-

pflege Erziehungsangebote, deren Attraktivität durch Zugeständnisse zur Mitgestaltung ge-

steigert wurde (vgl. Krafeld 1984, S. 53f). Wohltätige Verbände, die meist kirchlich geprägt 

waren, sahen bald die gesamte Arbeiterjugend als Zielgruppe und gründeten nationale Verei-

nigungen. Kurz nach der Jahrhundertwende wurden Einflüsse von der Wandervogelbewegung 

und den englischen Boy Scouts bemerkbar und Bünde splitteten sich, orientiert an der Pfad-

finderbewegung, ab (vgl. ebd., S. 51f). Vor der Zeit des ersten Weltkrieges war Jugendpflege 

durch Verbände hauptsächlich, wenn nicht ausschließlich, auf Jungen bezogen. Nach der 

Jahrhundertwende gab es nur vereinzelt auf Mädchen ausgelegte Verbände (vgl. ebd., S. 52f).  

 

Um die Jahrhundertwende verbreitete sich von Deutschland ausgehend die Jugendbewegung, 

die Ăjungen Menschen zu jenen wesentlichen Dingen des Lebens hinf¿hren [wollte], die im 

schulmäßigen Unterricht abseits bleiben oder doch zu wenig betont werden und auch nicht 

durch das isolierte Einzelwesen erkannt oder erlebt werden kºnnenñ (Bondy 1948, S. 281). 

Durch die unterschiedliche Interpretation dieser wesentlichen Dinge hat sich die eingangs ein-

fache Jugendbewegung in vielfältigen Formen geäußert (vgl. ebd., S. 281). Marie Jahoda-

Lazarsfeld unterscheidet bezüglich der in Österreich entstandenen Jugendorganisationen zwi-

schen den von der Jugend ausgehenden, spontanen Bewegungen und jenen, welche von po-

litischen Parteien oder Institutionen gegründet wurden. Das österreichische Spezifikum der 

Jugendbewegung lag dabei im konkreten Ziel eine jugendgemäße Schule zu erkämpfen (vgl. 

Jahoda-Lazarsfeld 1936, S. 718f). In diesem Punkt waren freie und gebundene, besonders 

sozialistische, Organisationen vereint (vgl. Springer 1985, S. 15). So setzte sich der 1919 erst-

mals tagende Zentralausschuss der Wiener Mittelschüler aus Beteiligten sämtlicher politischer 

Richtungen zusammen, um im Sinne der Anliegen gemeinsam vorzugehen. Nach Misserfolg 

und neuem Versuch 1924 versandete die Bewegung allerdings (vgl. Jahoda-Lazarsfeld 1936, 

S. 719). 

 

1912 bildete sich vom deutschen Wandervogel ausgehend auch eine Gruppe in Österreich 

(vgl. Springer 1985, S. 13). ĂAm Anfang der ºsterreichischen Jugendbewegung steht der 
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deutsch-böhmische Wandervogel, der als ein Kind der deutschnationalen Schutzvereine, 

meist aus ihnen angeschlossenen Turn- oder Sportvereinen entstanden istñ (Seewann 1971, 

S. 59). Bis zu Kriegsbeginn war auch die eigentliche österreichische Jugendbewegung, die in 

der Deutschen ihren Ursprung hat und weitgehend deren Ideen und Organisation übernom-

men hat, neutral (vgl. Jahoda-Lazarsfeld 1936, S. 718). Vor allem studierende Jugendliche 

waren nach dem ersten Weltkrieg um 1911 Tragende in der Wandervogelbewegung in Öster-

reich, die ursprünglich Freiheit, Ehrlichkeit und Einfachheit verfolgte, allerdings auch großdeut-

sche und antisemitische Einstellungen vertrat (vgl. Bondy 1948, S. 281). Danach wurde ĂEines 

[é] besonders deutlich: Die deutsche Jugendbewegung dieser Zeit war patriotisch bis natio-

nalistisch eingestellt, und es muß hier erwähnt werden, daß der österreichische Wandervogel 

den rassistischesten Anspruch vertratñ (Springer 1985, S. 13). Im Jahr 1913 bildete sich auf 

Basis der bereits 1909 entstandenen jüdischen Turnvereine auch ein jüdischer Wanderbund 

mit einem starken Fokus auf jugendpflegerische Tätigkeiten (vgl. Seewann 1971, S. 120ff). 

 

Von Älteren, durch politisch kämpferische Motivation bereits 1894 ins Leben gerufen, existierte 

mit dem Verein jugendlicher Arbeiter bereits damals der erste Arbeiterjugendverband in Ös-

terreich (vgl. Springer 1985, S. 15). Nach den vorerst hauptsächlich gewerkschaftlichen Inte-

ressen und Zielen, die die Rechte der Lehrlinge in den Mittelpunkt stellten, wurde durch die 

Politisierung der Jugendbewegung ab dem ersten Weltkrieg die proletarische Jugendbewe-

gung zu einer sozialistischen (vgl. Jahoda-Lazarsfeld 1936, S. 719). Allen sozialistischen Ju-

gendorganisationen gemein war ihr koedukativer Charakter. Dazu zählte zum einen die Sozi-

alistische Arbeiterjugend, die die jungen Arbeiter und Arbeiterinnen zwischen 14 und 21 Jah-

ren gruppenmäßig zusammenfasste. Politisch motiviert waren die Gruppen, Ădie Arbeiterbil-

dung im marxistischen Sinn betriebenñ, gegen Autoritªten, weshalb Gruppenleiter auch als 

Obmann, nicht als Führer, bezeichnet wurden (ebd., S. 721). In diesem Sinne war neben dem 

Auflehnen gegen Lehrherren auch jenes gegen Eltern Teil davon. Ebenfalls mussten sie sich 

ihre Existenz durch Auseinandersetzungen mit der sozialdemokratischen Partei erst erkämp-

fen. Des Weiteren gab es die Sozialistische Schüler- und Studentenbewegung, die sich an die 

bürgerliche Jugendbewegung anlehnte, am stªrksten Ăgegen den Gedanken der persºnlichen 

Autoritªt und damit gegen die Familienerziehungñ entwickelte (Jahoda-Lazarsfeld 1936, S. 

721). Zusätzlich zur Schulkampfidee widmeten sie sich vor allem der Erziehung jüngerer Ge-

nerationen (vgl. ebd., S. 721). Neben diesen Jugendbewegungen waren auch die Kinder-

freunde Teil der sozialistischen Organisationen, die zur damaligen Zeit allerdings primär als 

Entlastung der Eltern diente und ihre Grundsätze im Rahmen der Erziehung vermittelte. Erst 

zu einem späteren Zeitpunkt und in Anlehnung an die Pionierbewegung in Russland und die 

Pfadfinderbewegung wurden für die 12- bis 14-Jährigen die Roten Falken gegründet, um den 
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Ansprüchen dieser Altersgruppe gerecht zu werden. Mit dem Ziel der ĂErziehung klassenbe-

wusster junger Arbeiterñ wurden die Gruppen von autoritären Führern geleitet (ebd., S. 720). 

Der Jugendbewegungscharakter war trotz organisierter Gründung vorhanden, da sich die Au-

toritätsanerkennung nicht auf Familie und Schule bezog, weshalb auch die Unterstützung von 

Eltern nicht so groß war und sich vor allem Mädchen verstärkt für eine Gruppenzugehörigkeit 

einsetzen mussten (vgl. ebd., S. 720f). Allgemein war während des zweiten Weltkriegs die 

sozialistische Jugend im Untergrund tätig (vgl. Springer 1985, S. 19). 

 

Formal an die sozialistischen und bürgerlichen Verbände angelehnt (vgl. ebd., S. 17) entstand 

erst später und in Gegenreaktion auf sozialdemokratische Jugendorganisationen die katholi-

sche Jugendbewegung in Österreich (vgl. Jahoda-Lazarsfeld 1936, S. 722). ĂNeben den von 

der Tradition her bestimmten, aus dem 16. Jahrhundert stammenden Marianischen Kongre-

gation und den seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auf Pfarrebene sich organisieren-

den Jugendvereinenñ m¿ndete der Christliche Verein jugendlicher Arbeiter in den 1905 neu 

gegründeten Bund der österreichischen Arbeiterjugend, wodurch Ădie soziale Arbeit und die 

organisatorische Zusammenfassung aller katholischen Jugend- und Jünglingsvereinigungen 

der Monarchie mit der StoÇrichtung gegen die sozialdemokratischen Jugendverbªndeñ die 

Schwerpunkte darlegten (Seewann 1971, S. 145f). So wurde um die Jahrhundertwende auch 

der Reichsbund der katholischen Jugend Österreichs gegründet, dessen Gruppen nach dem 

demokratisch aufgebauten Vereinsprinzip mit jeweils einem geistlichen Präsens als autoritä-

ren Vorstand aufgebaut waren und vorrangig auf Jugendliche des bäuerlichen und Arbeitermi-

lieus zielten (vgl. Jahoda-Lazarsfeld 1936, S. 722f). Die geschlechtlich getrennten Gruppen, 

in denen Ăkatholische, modern denkende, religiºse Menschenñ erzogen werden sollten, hatten 

auch untereinander Kontakt (ebd., S. 723). Von Beginn an stand der Reichsbund politisch der 

christlich-sozialen Partei nahe (vgl. Springer 1985, S. 17). Zusätzlich vereinte der aus Deutsch-

land kommende Christlich-Deutscher Studentenbund in Österreich neben anderen Gruppie-

rungen vor allem Mittelschüler und Studenten, die eine tatsächliche, katholische Jugendbewe-

gung anstrebten und daraus 1923 schließlich Neuland gründeten. Die undemokratisch und 

geschlechtlich getrennt geführten Gruppen umfassten die etwa 15- bis 18-Jährigen. Koeduka-

tive Gruppen konnten sich zwischenzeitlich nur für wenige Jahre halten (vgl. Jahoda-Lazars-

feld 1936, S. 724f). Zwar wurden Autoritäten wie in allen katholischen Organisationen aner-

kannt, dennoch verhinderte das nicht ein Einsetzen für größere Freizügigkeit und politische 

Opposition (vgl. ebd., S. 724). Die an Anzahl gegenüber Deutschland verhältnismäßig kleine 

Bewegung hatte dennoch Bedeutung, da sie Ădie geistige Elite der katholischen Jugend ¥s-

terreichs gruppiert, die im christlichen Gedanken weltanschauliche Erneuerung sucht und nicht 

das Wiederaufleben alter autoritªrer Formenñ (ebd., S. 725). Äquivalent zu den Kinderfreunden 
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wurde die katholische Organisation Frohe Kinder gegründet, die Erziehung zwar anhand da-

mals moderner, pªdagogisch fundierter Methoden, jedoch Ăim streng religiºsen Sinn unter Ein-

setzung aller Autoritªtñ vollzog (ebd., S. 722). Religiöse Rituale waren hier ebenso von Wich-

tigkeit wie in den Schüler- und Jugendlichenkongregationen, die rein religiöse Vereinigungen 

waren (vgl. ebd., S. 723). 

 

Zu den als āneutraló bezeichneten Jugendorganisationen zählten vor allem die Pfadfinder, die 

in Österreich frühzeitig gegründet und nach internationalem Programm gestaltet wurden (vgl. 

Springer 1985, S. 17f). Diese wiesen keine österreichspezifische Note auf (vgl. Jahoda-La-

zarsfeld 1936, S. 718). Als gegründete Gruppierung der Boy Scouts, nicht aus einer spontanen 

Bewegung herausgebildet, bekannten sich Pfadfindergruppen trotz Statuten und apolitischer 

Haltung zu der einen oder anderen politischen Richtung. Durch den freiwilligen oder nach Auf-

forderung geleisteten Dienst im Rahmen der vaterländischen Bewegung wurde diese nicht-

politische Grundhaltung durchbrochen (vgl. ebd., S. 718). 

 

Exkurs: Historische Entwicklung rechtlich relevanter Kontexte in  

Österreich  

Um den gesetzten Rahmen, der sich über die Zeit verändert hat, nachvollziehen zu können, 

werden an dieser Stelle gesetzlich verankerte Entwicklungen nachgezogen. Diese sind wie-

derum nicht als bloßer Rahmen, sondern auch als Reaktion auf gesellschaftliche Veränderun-

gen zu verstehen. Die Grundzüge gesetzlicher Verankerung Verbandlicher Kinder- und Ju-

gendarbeit fußt auf dem Vereinsrecht aus dem Kaisertum Österreich, das aus dem Vereini-

gungs- und Versammlungsrecht heraus entstand. Ein kurzer Überblick über historisch rele-

vante Bezugspunkte führt in das im Jahr 1849 eingeführte Kaiserliche Patent, das die Aus-

übung des freien Vereinigungs- und Versammlungsrecht regelt. Dabei bedurfte es keiner be-

sonderen Genehmigung zur Errichtung von nicht-politischen und nicht-gewinnorientierten Ver-

einen, die lediglich wissenschaftliche, Humanitäts- oder Wohltätigkeitszwecke verfolgen. Für 

politische Vereine gab es hingegen ausführliche Regulierungen, die unter anderem untersag-

ten, dass Minderjährige und Frauen Mitglieder oder Teilnehmende von politischen Vereinen 

sind. Frauen waren zudem auch als Zuhörerinnen von Sitzungen politischer Vereine, die öf-

fentlich sein mussten, nicht zugelassen. Die Gründung von Zweig- und Filialvereinen sowie 

der Kontakt zu anderen Vereinen waren ebenfalls untersagt (§§ 1, 5, 10, 15 Kaiserliches Pa-

tent womit die Ausübung des freien Vereinigungs- und Versammlungsrechtes geregelt wird 

1849). Ein zusätzlicher Erlass des provisorischen Ministers des Unterrichts im selben Jahr 

untersagte, nach dementsprechenden Vorkommnissen, Gymnasialschülern die Mitgliedschaft 

in Vereinen und Teilnahme als Zuhörer deren Treffen, sowie die Bildung von Vereinen (Erlaß, 
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womit bestimmt wird, in wieweit Vereine und Versammlungen der Gymnasialschüler zulässig 

seien 1849). Dem Patent von 1849 folgten die gesetzlichen Bestimmungen über Vereine im 

Jahr 1852, die im Widerspruch stehende Verordnungen ersetzten. So war für alle Arten von 

Vereinen öffentlichen und gemeinnützigen Zwecks mit Statuten, die keine Beschränkung der 

Teilnehmenden hatten, eine Bewilligung der Staatsverwaltung erforderlich. Diese war bei der 

politischen Landesstelle des jeweiligen Kronlandes ï gleichzusetzen mit den heutigen Bun-

desländern ï einzuholen. Dies betraf auch die Ausdehnung von Vereinen (§§ 1, 2, 6 Kaiserli-

ches Patent, wodurch neue gesetzliche Bestimmungen über Vereine (Vereinsgesetz) ange-

ordnet werden 1852). Eine Ausnahme folgte durch die Verordnung des Ministeriums des In-

neren im Jahr 1856, nachdem das Patent für katholische Vereine unter geistlicher Leitung zu 

Werten der Frömmigkeit und Nächstenliebe keine Anwendung fand. Für diese erteilte der je-

weilige Bischof der Diözese die Genehmigung und informierte lediglich den betreffenden Lan-

deschef von der Genehmigung, dem Gegenstand und der Organisation des Vereins. Wenn 

sie dem kirchlichen Zweck dienten, waren auch Beziehungen zu ausländischen, genehmigten 

Vereinen unter der bischöflichen Aufsicht gestattet (Verordnung des Ministeriums des Inneren 

betreffend die Behandlung der katholischen Vereine oder Bruderschaften 1856). Abgelöst 

wurde das Kaiserliche Patent 1852 vom Gesetz über das Vereinsrecht im Jahr 1867. So waren 

die Errichtung von Zweigvereinen und die Bildung von Verbänden mehrerer Vereine unter sich, 

wenn gesetzlich gestattet, erlaubt und ebenfalls auf Landesstelle zur Genehmigung vorzule-

gen. In länderübergreifenden Fällen war das Ministerium des Inneren verantwortlich. Ver-

sammlungen konnten von Vereinen öffentlich abgehalten werden. Zu jeder Vereinsversamm-

lung durfte die Behörde einen Abgeordneten entsenden, nicht allerdings zu Sitzungen des 

Vorstandes. Nach Vereinsversammlungsschluss hatten alle Anwesenden den Versammlungs-

ort zu verlassen und auseinanderzugehen. Des Weiteren galten für politische Vereine wiede-

rum besondere Bestimmungen. Personen aus dem Ausland, Frauen und Minderjährige durften 

nicht als Mitglieder dieser aufgenommen werden. Ebenfalls war die Bildung von Zweigvereinen 

und Verbänden, sowie mit anderen Vereinen in Verbindung zu treten, verboten. Welcher Ver-

ein als politisch zu betrachten war, entschieden je nach Zuständigkeit die Landesstelle oder 

das Ministerium des Inneren. Die Bestimmungen dieses Gesetzes konnten im Falle eines Krie-

ges oder innerer Unruhen von der Regierung zeitlich und örtlich, ganz oder teilweise außer 

Kraft gesetzt werden (§§ 10, 11, 14, 18, 19, 22, 30, 33, 35, 37 Gesetz über das Vereinsrecht 

1867). Eine diesbezüglich wesentliche Änderung brachte der Beschluss der provisorischen 

Nationalversammlung betreffend das Vereins- und Versammlungsrecht 1918, in dem alle Aus-

nahmeverfügungen aufgehoben waren. Demnach galt die volle Vereins- und Versammlungs-

freiheit, mit expliziter Erwähnung, dass es auch keine Geschlechtsunterschiede gibt (Beschluß 

der provisorischen Nationalversammlung 1918). 
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Im Jahr 1936 wurde das Bundesgesetz über die vaterländische Erziehung der Jugend außer-

halb der Schule erlassen. Für Vereine, die ausschließlich die außerschulische Erziehung und 

Ertüchtigung Jugendlicher zum Zweck hatten, musste zusätzlich zu Bestimmungen aus dem 

bestehenden Vereinsrecht 1867 der Bundesminister für Unterricht die Zustimmung erteilen, 

welcher die Stellungnahme der Vaterländischen Front einzuholen hatte. Ebenso galt dies für 

Vereine und Einrichtungen, die Jugendgruppen errichten wollten. Eine Ausnahme stellten Ver-

einigungen dar, die vornehmlich religiöse Zwecke verfolgten, Teil der katholischen Aktion wa-

ren und somit dem Diözesanordinarius unterstanden, sowie katholische Jugendorganisatio-

nen, die kirchlich anerkannt waren. Vorschriften mussten vom Bundesminister für Unterricht 

genehmigt werden. Religiöse Pflichten gesetzlich anerkannter Religionsgesellschaften muss-

ten Berücksichtigung in den Arbeitsplänen und Tageseinteilungen finden. Das Bundesminis-

terium für Unterricht konnte für Übungen, Vorträge, vaterländische Feiern und sonstige Ver-

anstaltungen alle Jugendlichen heranziehen. Bei den zuvor erwähnten, religiösen Vereinigun-

gen war dazu allerdings die Zustimmung des Diözesanordinarius erforderlich (Art. 1 §§ 1, 4, 

6, Art. 2 Bundesgesetz über die vaterländische Erziehung der Jugend außerhalb der Schule 

1936). Im selben Jahr folgte ein Bundesgesetz mit Abänderungen, in denen Formulierungen 

verschärft sowie Ergänzungen hinzugefügt wurden. So wurde eine Jugendgruppe als solche 

definiert, sobald Jugendliche gesondert von Erwachsenen Vereinszwecken zugeführt wurden. 

Zusätzlich hatte der Bundesminister für Unterricht die Möglichkeit, Vorschriften an die Vereins-

bewilligung zu knüpfen, unter anderem auch die Voraussetzung, dass die Jugendlichen dem 

Österreichischen Jungvolk angehörten. Darüber hinaus war es Landesschulbehörden vorbe-

halten, für Jugendliche in Vereinen, die nicht unter die Bestimmungen zur Bewilligung fielen, 

einen Antrag zu stellen und einzureichen. Demnach war eine Bewilligung der Landesschulbe-

hörde für Jugendliche, Mitglied zu sein, beziehungsweise an Vereinsveranstaltungen teilzu-

nehmen, erforderlich. Sämtliche Ausnahmen für Vereinigungen, die religiösen Zwecken dien-

ten, blieben bestehen. Zusätzlich durfte die Österreichische Sport- und Turnfront bei Vereinen, 

die sich hauptsächlich mit denselbigen Tätigkeiten beschäftigen, eine Stellungnahme abgeben 

(Art. 1 §§ 1, 3 Bundesgesetz, womit einige Bestimmungen des Bundesgesetzes über die va-

terländische Erziehung der Jugend außerhalb der Schule abgeändert werden 1936). Im da-

rauffolgenden Jahr wurde das Gesetz mittels Verordnung wiederverlautbart und der Begriff 

Jugendgesetz als Bezeichnung eingeführt (Verordnung des Bundesministers für Unterricht, 

betreffend die Wiederverlautbarung des Bundesgesetzes über die vaterländische Erziehung 

der Jugend außerhalb der Schule 1937). Ebenfalls 1937 folgte eine gesetzliche Abänderung 

des Jugendgesetzes. Demnach bedurfte es nicht nur einer Zustimmung des Bundesministers 

für Unterricht zur Errichtung, sondern ebenfalls zur Führung dieser (Artikel 1, § 2 Bundesge-

setz betreffend eine Abänderung des Jugendgesetzes 1937). Dieses Jugendgesetz wurde 
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auch im Landesgesetzblatt der Steiermark über die vaterländische Erziehung der Jugend au-

ßerhalb der Schule verankert. Dem bundesweiten Gesetzestext wurde ein Paragraph hinzu-

gefügt, der die Bildung eines Landesjugendausschußes zur Mitwirkung der Durchführung die-

ses Landesgesetzes als beratendes Organ installierte. Dieser setzte sich aus dem Landes-

hauptmann oder einem von ihm als Vorsitz bestellten Mitglied des Landesschulrates und je 

einem Vertreter der katholischen und evangelischen Kirche, der Landesführung der Vaterlän-

dischen Front sowie des Österreichischen Jungvolkes, der Österreichischen Sport- und Turn-

front und der Elternschaft zusammen (§ 8 Gesetz über die vaterländische Erziehung der Ju-

gend außerhalb der Schule 1937). Abgelöst wurde das Gesetz mit der Überführung und Ein-

gliederung von Vereinen, Organisationen und Verbänden bereits ein Jahr später. So konnten 

1938 Vereine, Organisationen und Verbände im Auftrag des Stillhaltekommissars aufgelöst 

werden, der auch die Zustimmung für die Bildung von Vereinen geben musste. Die Vorschrif-

ten galten allerdings nicht für Vereine, die zumindest überwiegend einen wirtschaftlichen 

Zweck verfolgten (§§ 1, 3, 4, 6 Gesetz über die Überleitung und Eingliederung von Vereinen, 

Organisationen und Verbänden 1938). Zum gleichen Zeitpunkt erging eine diesbezügliche 

Verordnung, in der dem Stillhaltekommissar, der berechtigt war die leitenden Organe abzube-

rufen und neu zu bestellen sowie Verbände neu zu gestalten, aufgetragen wurde dafür zu 

sorgen, dass alle Vereine, Organisationen und Verbände nationalsozialistisch ausgerichtet 

und geführt werden. Der Stillhaltekommissar ging dabei mit den staatlich oder parteilich errich-

teten Stellen oder der zuständigen Vereinsbehörde vor (§§ 1, 2, 4 Verordnung des Reichs-

statthalters zur Durchführung des Gesetzes über die Überleitung und Eingliederung von Ver-

einen, Organisationen und Verbänden 1938). 

 

1.2 Gesellschaftspolitische Entwicklungen in der zweiten Republik 

Österreich  

Mit dem Staatsgesetzblatt von 1945 wurde das Vereins-Reorganisationsgesetz eingeführt. So 

durften die kommunistische sowie die sozialdemokratische Partei ihre Tätigkeiten wieder auf-

nehmen. Die Auflösungen, Neuordnungen, Überführungen und Eingliederungen von Vereinen 

traten ebenso außer Kraft. Organe, deren nationalsozialistische Betätigung im Verein nicht 

auszuschließen war, konnten von der Vereinsbehörde von ihrer Funktion enthoben werden. 

Ebenso konnte diese den Verein auflösen, wenn Personen mit nationalsozialistischem Hinter-

grund laut Verbotsgesetz 1947 Mitglieder sind (§§ 1, 7, 8 Verfassungsgesetz über vereins-

rechtliche Maßnahmen 1945). Im Jahr 1951 wurde das Gesetz über das Vereinsrecht aus dem 

Jahr 1867 wiederverlautbart und 1952 folgte das Vereine-Reaktivierungsgesetz, wodurch wäh-

rend des im Nationalsozialismus aufgelöste Vereine, die nach dem Vereinsgesetz 1852 ge-
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gründet wurden, wieder reaktiviert werden konnten (§ 1 1852er Vereine-Reaktivierungsge-

setz). 1953 wurde auch die Wiederverlautbarung des Gesetzes über das Versammlungsrecht 

aus dem Jahr 1867 mit Änderungen und Ergänzungen kundgemacht, das mit seinen neun 

Abänderungen ï die Letzte im Jahr 2017 ï bis dato Geltung hat. Dies ist insofern von Rele-

vanz, als dass für die Arbeit der verbandlichen Kinder- und Jugendorganisationen, die zumeist 

in die Vereinsrechtsform fallen, derzeit das Bundesgesetz über Vereine (Vereinsgesetz 2002) 

inklusive der neun Abänderungen gilt, wobei die bis dato Letzte im Jahr 2015 erfolgte. Darin 

ist verankert, dass für Vereinsversammlungen das Versammlungsgesetz von 1953 gilt. Wenn 

die Vereinsbehörde eine Gründung aus gesetzeswidrigen Gründen nicht gestattet, muss sich 

diese nun mittels Bescheid erklären (§§ 10, 12 VerG 2002).  

 

Wie im vorangegangenen Kapitel erwähnt, brachte die Zeit vor und während des zweiten Welt-

krieges wesentliche Änderungen, die auch gesetzlich verankert waren. Nachdem zwischen 

1938 und 1945 alle Jugendverbände aufgelöst und zur Hitlerjugend zusammengefasst wur-

den, war darauffolgend die Errichtung einer Zuständigkeit für außerschulische Jugendarbeit 

im Bundesministerium für Unterricht durch das Behörden-Überleitungsgesetz im Jahr 1945 

erforderlich. Durch die Reaktivierung der alten sowie Ermöglichung der Bildung neuer Ver-

bände wurde die Ablösung der faschistischen Jugend durch diese freien Jugendbewegungen 

vom Ministerium unterstützt (vgl. Bondy 1948, S. 281). So kam es neben den Erneuerungen 

der Sozialistischen Jugend 1945 auch zur Wiedererrichtung von Gewerkschaftsjugend, Natur-

freundejugend, Evangelisches Jugendwerk und Österreichischer Pfadfinderbund. Ebenfalls 

neu gegründet wurden die Verbände Arbeitsgemeinschaft katholischer Jugend Österreichs 

sowie die Österreichische Jugendbewegung, die heutige ÖVP Jugend (vgl. Springer 1985, S. 

19). Die im Jahr 1948 veröffentlichte Schrift zum 100-jährigen Bestehen des Unterrichtsminis-

teriums umfasste eine Auflistung von bis dahin zehn Jugendorganisationen (vgl. Bondy 1948, 

S. 281ff). Die Wandervogelbewegung konnte nach ihrem Aufgehen im nationalistisch-rassisti-

schen Teil der Hitlerjugend in Österreich nicht mehr Fuß fassen (vgl. Springer 1985, S. 21). 

 

Im Rahmen des 3. Österreichischen Jugendberichts zieht Alfred Springer Schlussfolgerungen, 

die die historische Entwicklung von Jugend und ihren Bestrebungen betreffen.  

ĂDie b¿ndischen Interessen und Verhaltensstrukturen sind teilweise im Programm der gebunde-

nen Jugendverbände aufgegangen, noch viel mehr stehen aber andere gesellschaftliche Pro-

zesse dafür, daß sich die alten Formen der Jugendbewegung inhaltlich und strukturell überlebt 

haben. Die maßgeblichen Interessen, die die Jugendbewegung zumindest partiell einten, werden 

heute von anderen Gremien vertreten: daß Naturbewahrung und Naturerleben wesentliche Di-

mensionen sind, das vertreten heute die Großparteien programmatisch. Der Schulkampf hat in-

sofern Erfolge gezeigt, als heute die Rechte von Schülern in einer Weise erweitert sind, wie es 
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die Jugend der Zwischenkriegszeit wahrscheinlich nicht einmal zu träumen gewagt hätte, wobei 

diese Rechte auch gesetzlich festgeschrieben sind [é]ñ Springer 1985, S. 35). 

 

1.2.1 Österreichischer Bundesjugendring 

Bereits 1945 bildete sich eine Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände, um die Bindung zwi-

schen dem Ministerium und den einzelnen Jugendorganisationen zu festigen, die 1947 per 

Erlass in den Jugendbeirat des Bundesministeriums für Unterricht umgewandelt wurde. Neben 

unterschiedlichen Förderungen wurde in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Inneres 

auch die Überwachung im Hinblick auf faschistische Nachwirkung als Aufgabe gesehen (vgl. 

Bondy 1948, S 288ff). Durch ansteigende Arbeitslosigkeit der Jugend und einem Mangel an 

Orten der Jugendarbeit wurde ein Dachverband der Jugendorganisationen geschaffen, um 

sich gemeinsam für die Interessen Jugendlicher in Österreich einzusetzen (vgl. Springer 1985, 

S. 19). Der Verein Österreichischer Bundesjugendring wurde am 5. Dezember 1953 gegründet 

(vgl. Österreichischer Bundesjugendring 1979, S. 37). Im Rahmen des Bundesjugendrings 

Ăwurden sªmtliche Verbªnde, die f¿r das politische System von Interesse waren, zusammen-

gefaßt. Diesen Verbänden kam die Aufgabe zu, Jugendliche ins sozialpartnerschaftliche Sys-

tem zu integrieren. In den internen Aushandlungsprozessen des ÖBJR traten die Funktionäre 

der beiden großen Lager als Vertreter von jugendlichen Großgruppen mit gemeinsamer Inte-

ressenslage aufñ (Österreichisches Institut für Jugendkunde 19912, S. 3). Daraus leiteten sich 

die grundlegenden Merkmale ab: 

- eine sozialpartnerschaftliche Binnenstruktur, die sich darin äußert, dass sich in den 

Strukturen das System der Großen Koalition wiederfindet, 

- Institutionalisierung von Jugend, was Partizipation und finanzielle Unterstützung nur 

über Jugendverbände ermöglicht, 

- Reproduktion des politischen Systems, die dadurch Nachwuchspflege betreibt aber nicht 

tatsächliche Jugendprobleme wahrnimmt, 

- Interessensvertretung, die hauptsächlich bürokratisch und auf Verhandlungen basiert, 

- Integration, im Rahmen dessen Ămºglichst allem [é] der Stempel des Systems aufge-

dr¿ckt werdenñ soll (ebd., S. 5) sowie 

- Kommunikation, die zwischen Verbänden, Institutionen, Parteien oder Interessensver-

bänden ohne dem Bezug zu Jugendlebenswelt besteht (vgl. ebd., S. 3ff). 

 

Die sieben Gründungsorganisationen Katholische Jugend Österreichs, Katholische Jungschar 

Österreichs, Sozialistische Jugend Österreichs, Österreichische Gewerkschaftsjugend, Pfad-

finder Österreichs, Evangelisches Jugendwerk Österreich, Österreichische Jugendbewegung 

ï die heutige Jugendorganisation der Österreichischen Volkspartei ï schlossen sich zusam-
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men, um gemeinsame Aufgaben in der Nachkriegszeit zu bewältigen, ohne aber ihre unter-

schiedlichen Standpunkte und Anschauungen aufzugeben (vgl. Österreichischer Bundesju-

gendring 1958, S.6; vgl. Bundesjugendvertretung 2013, o. S.). Diese Aufgaben wurden mit 

zehn Punkten im Rahmen der Statuten festgehalten und beinhalteten: 

Ă1. Das gegenseitige Verständnis und die Bereitschaft zur Zusammenarbeit innerhalb der öster-

reichischen Jugend zu fördern, sowie die Auseinandersetzung auf demokratischer Ebene zu füh-

ren. 

2. Durch Aussprachen, Erfahrungs- und Meinungsaustausch an der Lösung der Jugendprobleme 

mitzuwirken.  

3. Das gesunde Jugendleben in sittlicher, sozialer und kultureller Hinsicht zu fördern. 

4. Zu Fragen der Jugendpolitik und des Kinder- bzw. Jugendrechtes auf Bundesebene Vor-

schläge einzubringen und Stellungnahmen zu erarbeiten. 

5. Einen Finanzplan, den Österreichischen Bundesjugendplan, aufzustellen. Dieser beinhaltet die 

in jedem Jahr zur Förderung der außerschulischen Jugenderziehung nötigen Mittel, sowie deren 

bestmögliche Verteilung.  

6. Die Interessen und Rechte der Jugendorganisationen sowie der außerschulischen Jugender-

ziehung gegenüber der Öffentlichkeit, der Regierung, den Volksvertretungen und den Behörden 

wahrzunehmen. 

7. Mit behördlichen Stellen bei der Erziehung und Betreuung der nicht in Kinder- und Jugendver-

einen erfaßten Kinder und Jugendlichen zusammenzuarbeiten mit dem Ziel, einen möglichst gro-

ßen Prozentsatz von diesen den Jugendorganisationen zuzuführen.  

8. Alle Tendenzen zur staatlichen und halbstaatlichen Organisierung von Kindern und Jugendli-

chen abzuwehren.  

9. Militaristischen, nationalistischen und totalitären Tendenzen, seien sie faschistischer, volksde-

mokratischer oder anderer Art, mit allen Kräften entgegenzutreten. 

10. Gemeinsam f¿r die demokratische Jugenderziehung einzutreten und sie tatkrªftig zu fºrdernñ 

(Österreichischer Bundesjugendring 1958, S. 7). 

 

Im Jahr 1962 bekam der Bundesjugendring das Vorschlagsrecht für Geldmittel beziehungs-

weise Subventionen zugesprochen, die nach Bundesjugendplan für die sechs Aufgabenge-

biete Ă1. staatsb¿rgerliche Jugenderziehung, 2. Ausbildungsarbeiten (bzw. prophylaktische Ju-

gendbetreuung), 3. Bildung, Kultur, Sport (bzw. Komiteearbeit), 4. Öffentlichkeitsarbeit, 5. in-

ternationale Jugendkontakte, 6. Stªtten der Jugendarbeit (bzw. Koordinierungsarbeiten)ñ ver-

wendet wurden (Österreichischer Bundesjugendring 1970, S. 38). Die hohe Zahl der 700.000 

Mitglieder im österreichischen Bundesjugendring zusammengefassten 17 Mitgliedsorganisati-

onen 1985, die offiziell 15- bis 24-Jährige vertraten, wurden einerseits durch Kindernachfolge-

organisationen, andererseits durch Doppelmitgliedschaften erklärt (vgl. Springer 1985, S. 19f). 

Durch die hohe Mitgliederzahl aber auch Ausrichtung und politische Einstellung der Einzelor-

ganisationen war politische Prªsenz und Bedeutung gegeben. ĂAn dieser Situation ist auffällig, 

daß im Gegensatz zu der vorhin beschriebenen Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg nunmehr ein 
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deutlicher Überhang der konservativen und konfessionellen Verbände besteht, daß innerhalb 

des Bundesjugendringes als übergeordneter Instanz der Interessensvertretung Jugendver-

bände von Minderheiten fehlen und daÇ de facto keine freien Verbªnde aufscheinenñ (ebd., S. 

20).  

 

Zu dieser Zeit wurde auch der erste Bericht zur Lage der Jugend in Österreich 1987 an das 

Parlament übermittelt, dort 1988 behandelt und schließlich in der 2. Auflage als Schöner Vogel 

Jugend veröffentlicht, womit in regelmäßigen Abständen erscheinende Berichte eingeläutet 

wurden. Im Vorwort wird angemerkt, ob Jugendpolitik im Sinne der Jugendförderung nicht neu 

überdacht werden sollte. Diese sollte dabei unter anderem mehr als Subventionsvergabe sein, 

eine Neudefinition der Rolle von den unterschiedlichen tragenden Organisationen der Jugend-

arbeit mitbringen und dabei den Fokus auf zentrale Bedürfnisse und Anliegen der Jugend als 

zukünftige HoffnungsträgerInnen richten (vgl. Janig/Luger/Rathmayr 1990, S. XV). 

 

1.2.2 Die Reformierung des Österreichischen Bundesjugendrings 

Das Österreichische Institut für Jugendkunde geht in ihren Sekundäranalysen zum Selbstbild 

des ¥BJR davon aus, ĂdaÇ der Bundesjugendring zum heutigen Tag über keine konsistente 

Identität verfügt. Die Funktionäre fassen die Betätigung in den Gremien des ÖBJR zunehmend 

als unangenehme Last auf, die man auf sich nimmt. [é] Die ¥BJR-Gremien werden als so 

unbedeutend erachtet, daß sie nicht einmal mehr zur Inszenierung der Funktionärementalität 

herangezogen werdenñ (Österreichisches Institut für Jugendkunde 19912, S. 34). Die Krise 

wird in Zusammenhang mit der allgemeinen Krise von traditioneller Jugendarbeit gesehen (vgl. 

ebd., S. 34). Im erhobenen Fremdbild erscheint der Interessensvertretungsanspruch weit her-

geholt, die finanzielle Unterstützung nur für diesen Rahmen sowie auch die parteipolitische 

Ausrichtung und Ăder ¥BJR als ¦bungsfeld f¿r Nachwuchspolitikerñ werden kritisiert (ebd., S. 

37). Eine Offenheit zur Kooperation mit allen möglichen PartnerInnen war zu dieser Zeit vor-

stellbar, wenn sie der Sache diente und vormalige institutionalisierte Gespräche zur Überwin-

dung von Barrieren so nicht mehr nötig machte, was auch den ÖBJR in dieser Form nicht mehr 

erforderlich machte (vgl. Österreichisches Institut für Jugendkunde 19911, S. 47).  

 

Im Orientierungsprozess des Österreichischen Bundesjugendrings bezog das Österreichische 

Institut für Jugendkunde im Rahmen der Analyse internationale Modelle überverbandlicher 

Kooperation in der Jugendarbeit in Deutschland, der Schweiz, Dänemark, Schweden, Norwe-

gen und Spanien mit ein, die mittels Interviews, Publikationen oder schriftlichem Informations-

material erhoben und zusammengefasst wurden (vgl. Österreichisches Institut für Jugend-

kunde 19913). Diese sollen nur in aller Kürze dargestellt, allerdings nicht ausgelassen werden, 
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um die österreichische Struktur und deren Entwicklung auch in den Kontext zu anderen euro-

päischen Systemen stellen zu können. Das Spektrum der Organisationsstruktur war dabei 

breit. Dem Österreichischen Bundesjugendring am nächsten zu diesem Zeitpunkt kam ver-

meintlich jener des Deutschen Bundesjugendrings (DBJR) mit 21 Mitgliedsverbänden, 3 An-

schlussverbänden und 16 Landesjugendringen als Mitglieder. Als Vorteil wurde gesehen, dass 

keine parteipolitischen Organisationen Mitglieder sind. Es bestand kein Wunsch Kontakt oder 

Kooperationen zu Initiativgruppen oder Greenpeace aufzunehmen. Ein breiter umfasstes Feld 

zwischen 60 und 100 Organisationen ließ sich in den übrigen Ländern finden. So bestand die 

Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV) mit rund 70 Organisationen 

aus Verbänden, der Jugendhilfe, regionalen Jugendzentren sowie Friedens- und Entwick-

lungsorganisationen sowie dem WWF. Darüber hinaus waren auch die kantonalen Dachver-

bände Mitglieder. Weitere 30 Organisationen wurden als Kontaktmitglieder bezeichnet. Der 

Danish Youth Council (DUF) umfasste 69 Kinder- und Jugendorganisationen mit āideologi-

schem Hintergrundó, die als Einrichtungen gesehen werden, die den demokratischen Gedan-

ken wesentlich fördern. Kooperationen mit Nicht-Mitgliedsorganisationen, wie etwa Green-

peace, wurden stark angestrebt. Der National Council Of Swedish Youth (LSU) umfasste zu 

dieser Zeit etwa 70 Jugendorganisationen und strebte keinen Kontakt mit Initiativgruppen als 

Mitglieder oder Kooperationspartner an. Der in Norwegen tätige Norwegian  

Youth Council (LNU) hatte circa 60 Mitgliedsorganisationen. Sportorganisationen wurden nicht 

aufgenommen, Kooperationen mit Nicht-Mitgliedsorganisationen allerdings angestrebt. Rund 

100 Mitgliedsorganisationen hatte der Spanish Youth Council (CJE), wobei etwa 20 nur Be-

obachterstatus hatten. Eine Zusammenarbeit mit Initiativgruppen wurde angestrebt (vgl. ebd., 

S. 3ff). 

 

Im Rahmen des Studientags des Österreichischen Bundesjugendrings im April 1991 wurden 

in Arbeitsgruppen unterschiedliche Problemstellungen erarbeitet. Zusammenfassend wurde 

festgehalten, dass ein Reformbewusstsein aller Teilnehmenden vorhanden war und die Öff-

nungsnotwenigkeit für neue und andere Organisationen erkannt wurde (vgl. ebd., S. 31). Mög-

liche Szenarien wurden im Zuge der Studie erarbeitet, welche folgende Modelle umfassten:  

- Abschaffung ï mit dem großen Nachteil, dass damit, wie in der österreichischen Praxis 

gängig, Kürzung der Mittel einhergehen würden ï,  

- Zwangsmitgliedschaft ï wobei neben einer weiteren Bürokratisierung sowie Institutiona-

lisierung in Form einer Zwangsbeglückung auch jegliche jugendspezifische Spontanität 

verloren gehen würde ï, 
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- Reduzierung inhaltlicher Tätigkeiten auf gemeinsame Jugendangelegenheiten ï mit ge-

meinsamer finanzieller Förderung, Erarbeitung von Lösungen jugendspezifischer Prob-

leme sowie mit wissenschaftlicher Unterstützung und Ausbildung auch eine Förderung 

der Jugendorganisationen ï, 

- Kooperationsplattform ï ähnlich wie oberes, wobei sie für alle Gruppierungen wäre, die 

sich mit Jugend und Jugendarbeit auseinandersetzten und für die Teilnahmekriterien 

festzulegen wären ï sowie der 

- konzentrische Kreise ï mit fixem Kern, der größer als bis dato sein, und mit ausgewählter 

Einladung zur Mitarbeit KooperationspartnerInnen aus dem gesamtem Jugendarbeits-

feld umfassen könnte (Österreichisches Institut für Jugendkunde 19911, S. 69ff). 

 

Eine Entkoppelung der Öffnungs- und Reformschritte von dem Problem der Finanzierung 

wurde empfohlen. Im Gegensatz zur Studie, die weg von den zu starken Bürokratisierungs-

tendenzen hin zu einem Expertisenzukauf riet, wollte der Großteil der Teilnehmenden die Bü-

roorganisation stärken (vgl. Österreichisches Institut für Jugendkunde 19913, S. 31). Ziele der 

Öffnung sollten sein, 

- Lobbyarbeit für die Jugendarbeit zu leisten, 

- als Dienstleistungsunternehmen und Servicestelle, für alle darin tätigen, zu fungieren, 

- Zugänge zu Sponsoring zu ermöglichen und 

- als Aktionsplattform von Finanzhilfen zu dienen. 

Dafür würde eine Definition für Jugendorganisation nötig sein sowie ein genauer Blick, wer 

sich als Jugendorganisation verstehe, gefordert. Angedacht wurde auch, ob politische Orga-

nisationen einen eigenen Dachverband bilden sollten, wobei auch diesbezüglich eine Begriffs-

definition als notwendig erschien (vgl. ebd., S. 23f). 

 

Per Verordnung hielt im Jahr 1999 eine Vertretung von Jugendinteressen im politischen Kon-

text durch den eingesetzten Bundesjugendbeirat Einzug, der mit beratenden Aufgaben betraut 

wurde. Dazu zählten neben Stellungnahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen, die im 

Kontext von Interessen der Jugend standen, Vorschläge zu Themen von Zusammenleben und 

-wirken der Generationen sowie zu sozialen, bildungspolitischen, wirtschaftlichen und kulturel-

len Maßnahmen. Dieser setzte sich aus 15 Mitgliedern zusammen, die für eine Funktionsperi-

ode von zwei Jahren bestellt waren und dessen Vorsitz der Bundeskanzler innehatte. Aus dem 

Kreis der Mitglieder bestellte der Bundeskanzler den geschäftsführenden Vorsitzenden sowie 

dessen Stellvertreter. Die Sitzungen, zu denen der Bundeskanzler lud, waren nicht öffentlich 

und wurden entweder von ihm oder dem geschäftsführenden Vorsitzenden geführt. Zehn die-

ser Mitglieder entstammten dem Bundesjugendring, wovon neun aus der verbandlichen Ju-

gendarbeit, wiederum zwei davon aus Schülerorganisationen sowie eines der in Österreich 
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ansässigen Jugend der zweiten Generation angehörten. Neben je einem Mitglied der vier 

stärksten im HochschülerInnenschaftszentralausschuss tätigen StudentInnenorganisationen 

gehörte auch ein Mitglied vom Bundeskanzleramt dem Bundesjugendbeirat an (§§ 2, 3, 5, 9 

Verordnung über die Einsetzung eines Bundesjugendbeirates). 

 

1.2.3 Bundesjugendvertretung 

Seit dem Jahr 2000 ist das Bundes-Jugendvertretungsgesetz, derzeit in der Fassung von 2001 

im Rahmen der Euroeinführung mit umgerechnet Beträgen (136/2001), in Kraft. Dadurch ist 

die Bundesjugendvertretung, die Interessensvertretung aller Kinder und Jugendlichen in Ös-

terreich, erstmals gesetzlich verankert und zugleich die Nachfolgeorganisation des Österrei-

chischen Bundesjugendrings. Das Präsidium setzt sich dabei aus je einer Vertretung beider 

mitgliedsstärksten, gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften, zwei Vertre-

tungen aus verbandlichen Jugendorganisationen (außerhalb des Kontexts von kirchlich-religi-

ösen sowie parteipolitischen Jugendorganisationen oder Gewerkschaftsjugend), je einer Ver-

tretung aller parteipolitischen Jugendorganisationen, je einer Vertretung der Österreichischen 

Hochschülerschaft, der Bundesschülervertretung sowie der Österreichischen Gewerkschafts-

jugend zusammen. Die Vollversammlung der Bundesjugendvertretung ist dabei wesentlich 

breiter aufgestellt. So sind neben zwei Vertretungen jeder verbandlichen Jugendorganisation, 

die nach dem Bundes-Jugendförderungsgesetz unterstützt werden, je zwei Vertretungen der 

Österreichischen HochschülerInnenschaft, der BundesschülerInnenvertretung, den Landesju-

gendbeiräten sowie Einrichtungen der offenen Jugendarbeit zusätzlich zu je einer Vertretung 

aus verbandlich organisierten Jugendorganisationen, die die Mitgliederanzahl für Jugendför-

derung nicht erfüllen, sowie gesetzlich anerkannten Volksgruppen und Minderheiten Öster-

reichs inkludiert. Der Wirkungsbereich umfasst dabei die Interessensvertretung der Jugendli-

chen gegenüber der Bundesregierung sowie deren Beratung in jugendrelevanten Angelegen-

heiten, die Stellungnahmenerstattung zu für sie selbst relevant erscheinenden Gesetz- und 

Verordnungsentwürfen sowie Vorschläge und Empfehlungen zu jugendrelevanten, geplanten 

Vorhaben der Bundesregierung. Unter letzteres fällt auch die Empfehlung für Richtlinien des 

Bundes-Jugendförderungsgesetzes. Mit Inkrafttreten des Gesetzes ist die Bundes-Jugendver-

tretung als gesetzliche Interessensvertretung jenen der Dienstnehmer, Wirtschaftstreibenden, 

Landwirte sowie des Österreichischen Seniorenrates gleichgestellt. Durch den Zusammen-

schluss der Organisationen zu dem Verein Österreichische Kinder- und Jugendvertretung 

(ÖJV) ist dieser auch mit der Geschäftsstelle der Bundes-Jugendvertretung betraut (§§ 2, 3, 

4, 5, 6, 10 Bundes-Jugendvertretungsgesetz 2000; vgl. Bundesjugendvertretung o. J., o. S.).  
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Die außerschulische Jugenderziehung und Jugendarbeit wurde im Jahr 2000, in der aktuellen 

Fassung von 2001 im Rahmen der Euroeinführung mit umgerechnet Beträgen (136/2001) er-

neut rechtlich aufgegriffen. Diesmal jedoch nicht als Einschränkung, sondern als Bundes-Ju-

gendförderungsgesetz. Im Rahmen des Gesetzes werden jene Erfordernisse verbandlicher 

und nicht verbandlicher, österreichweit organisierter Jugendorganisationen erläutert, deren 

Aktivitäten durch die Republik gefördert werden. Dies kann in Form von Basisförderung, Pro-

jektförderung oder Förderung besonderer Anliegen der Kinder- und Jugendarbeit erfolgen. 

Dachverbände und Arbeitsgemeinschaften, die keine ganzheitliche, verbandliche Jugendar-

beit ausüben, sind dabei als überwiegende Interessensvertretungen von der Basisförderung 

ausgeschlossen (§§ 3, 4, 5, 6, 7, 8 Bundes-Jugendförderungsgesetz 2000). Die bis dato gül-

tigen, detaillierten Richtlinien zur Förderung der außerschulischen Jugenderziehung und Ju-

gendarbeit sind vom Bundesministerium für Familie und Jugend im Jahr 2008 festgelegt wor-

den und stehen auf dessen Webseite als Download zur Verfügung (Bundesministerium für 

Familie und Jugend o. J.).  

 

Die Zahl der Mitgliedsorganisationen des Österreichischen Bundesjugendrings sowie dessen 

Nachfolgeorganisation Bundesjugendvertretung stieg über die Jahre an. Waren es 1953 sie-

ben Mitgliedsorganisationen, wurden 1958 bereits 12 Mitglieder, 1970 18 Mitglieder, 1993 22 

Mitglieder, 2013 52 Mitglieder gezählt und umfassen bis dato im Jahr 2017 57 Mitgliedsorga-

nisationen (vgl. Österreichischer Bundesjugendring 1958, S. 7, S. 19ff; Österreichischer Bun-

desjugendring 1970, S. 38f, S. 49; Österreichischer Bundesjugendring 1993, S. 123ff; Bun-

desjugendvertretung 2013; Bundesjugendvertretung 2017, S. 8). Im Rahmen letzterer zwei 

Mitgliedszahlen sind, wie gesetzlich verankert, auch die Österreichische HochschülerInnen-

schaft, Bundesschülervertretung, das bundesweite Netzwerk Offener Jugendarbeit, Landesju-

gendbeiräte beziehungsweise ähnliche Einrichtungen aller Bundesländer, Volksgruppenver-

tretungen, sowie zusätzlich der Verband jüdischer Jugend als außerordentliches Mitglied Teil 

der Bundesjugendvertretung und überschreitet somit den verbandlichen Kontext (siehe Abbil-

dung 2). Dabei liegt die Anzahl der als Kinder- und Jugendorganisationen ausgezeichneten 

laut Tätigkeitsbericht im März 2017 bei 38 (vgl. Bundesjugendvertretung 2017, S. 8). 
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Abbildung 2 Struktur Bundesjugendvertretung, Stand 2017
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Vernetzung im Rahmen Verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit findet einerseits in der Bun-

desjugendvertretung statt, die Mitglied im European Youth Forum, einer Plattform für europä-

ische Dachverbände, ist. Andererseits ist neben der Vernetzung zwischen den Mitgliedsorga-

nisationen, auch jene mit VertreterInnen der Politik, anderen AkteurInnen in der Jugendarbeit, 

NGOs, Medien und Fachleuten relevant (vgl. Häfele 2011, S. 402). 

 

Das Bundesministerium für Familien und Jugend gliedert in ihrer Publikation über außerschu-

lische Kinder- und Jugendarbeit in Österreich diese in drei Bereiche, nämlich die Verbandliche 

Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendinformation sowie die Offene Kinder- und Jugendarbeit 

(vgl. Bundesministerium für Familien und Jugend 2015, S. 11), die sich in drei nationalen Or-

ganisationen und Netzwerken abbilden. So gibt es neben dem Bundesnetzwerk Österreichi-

sche Jugendinfos auch das Bundesweite Netzwerk Offener Jugendarbeit (bOJA) sowie die 

Bundesjugendvertretung (BJV) (vgl. Bundesministerium für Familien und Jugend 2015, S. 

11ff). Haben die ersten beiden erwähnten einen eindeutigen und direkten Bezug zu ihren Be-

reichen, so ist dies für die Bundesjugendvertretung nicht zutreffend. Zwar ist sie, wie oben 

beschrieben, die gesetzlich verankerte Institution im Rahmen des Bundes-Jugendvertretungs-

gesetzes von 2001 in Österreich und durch ihr Präsidium und ihre Mitglieder stark vom Kontext 

verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit geprägt, jedoch ist sie eine Interessensvertretung aller 

Kinder und Jugendlichen in Österreich und somit kein ausschließlich verbandliches Netzwerk 

wie der Österreichische Bundesjugendring es zuvor war. 

 

Im Rahmen des fünften Berichts zur Lage der Jugend in Österreich wird die Bundesjugend-

vertretung in dieser Breite wahrgenommen und umfasst die vertretenden Organisationen als 

Ăparteipolitische, kirchliche und verbandliche Jugendorganisationen, VertreterInnen der offe-

nen Jugendarbeit, der Volksgruppen und Minderheiten sowie der Landesjugendbeirªteñ (L&R 

Sozialforschung/Österreichisches Institut für Familienforschung 2007, S. 11). 

 

Österreichische Jugendpolitik zielt auf die Förderung, Unterstützung und den Schutz Heran-

wachsender ab, eine Gegebenheit, die die Zielgruppe gleichzeitig als Ressource und Problem 

der Gesellschaft identifiziert (vgl. Schizzeroto 2001, S. 108 zit.n. Häfele 2011, S. 379). Außer-

schulische und somit auch Verbandliche Kinder- und Jugendarbeit liegt durch die in Österreich 

herrschenden föderalistischen Strukturen sowohl beim Bund als auch bei den Ländern, wobei 

die Förderung primär eine Bundesländerkompetenz darstellt (vgl. Häfele 2011, S. 381f). Ne-

ben der unterschiedlichen Verortung von Jugendarbeit in den Gesetzen ist auch die Jugend-

förderungspraxis unterschiedlich (vgl. Scheipl 2011, S. 1345). Abstimmungen erfolgen im Rah-



II THEORETISCHE AUSEINANDERSETZUNG 

31 

men von Landesjugendreferentenkonferenzen. Im Jahr 2006 wurde ein gemeinsames Positi-

onspapier mit Zielen aller österreichischen Landesjugendreferate zur Standortbestimmung der 

Jugendarbeit in Österreich formuliert (vgl. Häfele 2011, S. 382). 

 

1.3 Gesellschaftspolitische Entwicklungen außerschulischer  

Kinder - und Jugendarbeit im Bundesla nd Steiermark  

Wurden mit dem Erlass des Bundesministeriums für Unterricht 1946 Aufgabenbereiche der 

Landesjugendreferenten beschrieben, kam 1955 eine ausgearbeitete Weiterentwicklung, wo-

rin die Landesjugendreferate Ăzustªndig f¿r alle Angelegenheiten der außerschulischen Ju-

genderziehung und f¿r die Fºrderung der Jugend und ihrer Einrichtungenñ waren (Finder 1985, 

S. 49). Im Jahr 1974 erfolgte eine Neufassung des Wirkungsbereichs der Landesjugendrefe-

rate, in der die Förderung von organisierter und nicht-organisierter Jugend sowie die Zusam-

menarbeit mit Jugendorganisationen und Jugendgemeinschaften konkretisiert wurden (vgl. 

ebd., S. 50ff). Mit dem Gesetz über die Förderung der Jugend 1984 hielt die außerschulische 

Jugendarbeit mit einer Vertretung in Form des Landesjugendbeirats Einzug in die Landesge-

setzgebung. Der Geltungsbereich erstreckt sich dabei auf Mitgliedsorganisationen des Lan-

desjugendbeirats sowie der Jugendarbeit gewidmete Tätige, die eine Unterstützung mittels 

Förderansuchen beantragen mussten. Der Landesjugendbeirat wurde damit erstmals mit der 

Aufgabe die Landesregierung in Fragen der Jugendarbeit und Jugendförderung zu beraten 

sowie mit dem Recht auf Ausarbeitung von Stellungnahmen zu, die Jugendarbeit betreffenden 

Gesetzesentwürfen, gesetzlich verankert. Damals war dieser eine freiwillige Arbeitsgemein-

schaft steirischer Jugendorganisationen. Zusätzlich wurde ein Jugendausschuss installiert, 

der ein Stellungnahmerecht bezüglich der Förderungsmittelaufteilung hatte. Dieser bestand 

neben dem Landesjugendreferenten aus vier Mitgliedern sowie Ersatzmitgliedern aus dem 

Kreis der Landesjugendbeiratsmitgliedsorganisationen, vorgeschlagen und bestellt von der 

Landesregierung gemäß des Stärkeverhältnisses der im Landtag vertretenen Parteien (§§ 2, 

6, 7, 8 Steiermärkisches Jugendförderungsgesetz 1984).  

 

Zum Zeitpunkt der ersten Datenerhebung dieser Arbeit im Jahr 2010, waren das Steiermärki-

sche Jugendförderungsgesetz 2004 (LGBl. Nr. 32/2004), sowie die Verordnung der Steiermär-

kischen Landesregierung über Jugendförderungsrichtlinien 2005 (LGBl. Nr. 48/2005) in Kraft, 

die durch § 5 des Steiermärkischen Jugendförderungsgesetzes veranlasst wurde, die das Stei-

ermärkische Jugendförderungsgesetz 1984 ablösten. In den Jugendförderungsrichtlinien fin-

den sich unter § 3, der förderbare Maßnahmen im 2. Absatz konkretisiert, an erster Stelle 

Aktivitäten der verbandlichen Jugendarbeit für Jugendorganisationen. Auch für verbandliche 
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Jugendorganisationen, unter anderem nicht förderbare Maßnahmen sind jene, welche aus-

schließlich der Glaubensverkündigung oder der Mitgliederwerbung durch politische Parteien 

dienen, sowie Standardprojekte, deren Nachwuchsförderung durch die Dachorganisation in 

ausreichendem Ausmaß erfolgt. Förderungen finanzieller Art konnten für Projektkosten und 

den laufenden Betrieb beantragt werden. Die Ansuchen für Projekte konnten laufend erfolgen, 

die für Jahrestätigkeiten mussten ein Monat vor Beginn des Arbeitsjahres eingereicht werden. 

Die Förderungsauszahlung konnte auch in Teilbeträgen erfolgen. Zusätzlich waren noch För-

derungen in Form von Beratungen, Bereitstellung von Räumlichkeiten oder Materialien sowie 

durch direktes Mitwirken des Landes als Kooperationspartner möglich (§§ 4, 6, 9, 12 Jugend-

förderungsrichtlinien 2005).  

 

Zudem wurde der Landesjugendbeirat 2004 zu einem Verein zusammengeschlossener ver-

bandlicher Jugendorganisationen, dessen Geschäftsstelle mit der zuständigen Organisations-

einheit für Jugendförderung des Amtes der Landesregierung zusammenfiel. Aufgabe des Ver-

eins bestand darin, bei der Vergabe von Fördermitteln für die verbandliche Jugendarbeit be-

ratend mitzuwirken. Anstelle des Jugendausschusses wurde ein Landesjugendforum für die 

Dauer von jeweils drei Jahren auf ehrenamtlicher Basis eingerichtet, das mit Beratungstätig-

keiten zu jugendrelevanten Gesetzes- und Verordnungsentwürfen und grundsätzlichen, die 

Jugendarbeit betreffenden Fragen, betraut wurde. Stimmberechtigte Mitglieder waren je zwei 

maximal 26-Jährige aus der verbandlichen Jugendarbeit, entsandt vom Landesjugendbeirat, 

der offenen Jugendarbeit, der SchülerInnenvertretung, von Informations- und Beratungsstellen 

vorgeschlagene Personen sowie Jugendliche über 16 Jahre, die nach Vorschlag über einen 

vom Land organisierten Workshop ausgewählt wurden. Neben der für die Jugendförderung 

zuständigen Person im Land war auch die Person, die die Kinder- und Jugendanwaltschaft 

innehatte, Mitglied ohne Stimmrecht (§§ 7, 8 Steiermärkisches Jugendförderungsgesetz 

2004). 

 

Das Jugendförderungsgesetz 2004 sowie die dazu verordneten Jugendförderungsrichtlinien 

traten mit dem Inkrafttreten des Steiermärkischen Jugendgesetz (LGBl. Nr. 81/2013) am 1. 

Oktober 2013 außer Kraft, welches in der Novelle von 2017 bis zum heutigen Zeitpunkt Gül-

tigkeit hat. Anstelle einer Verordnung zur Vergabe von Förderungen, waren zu erlassende 

Förderungsprogramme und -richtlinien zu gestalten (§ 6 StJG 2013), die im Internet unter der 

Verwaltungswebseite des Landes Steiermark unter Abteilung 6 Bildung und Gesellschaft, 

Fachabteilung Gesellschaft und dem Bereich Förderungsmanagement, Jugend zugänglich ge-

macht sind und neben der thematischen Zielsetzung einen Link zu Projektförderung, Basisför-

derung und Formularen bereitstellen (http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/ziel/-

104108951/DE/ [18.07.2017]).  

http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/ziel/104108951/DE/
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/ziel/104108951/DE/
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Eine Projektförderung und eine Strukturförderung für den Kernbereich des laufenden Betriebs 

kann beantragt werden. Weiters gleich blieben die nicht-finanziellen Fördermöglichkeiten, die 

erst in der Novelle von 2017 überarbeitet wurden und die Bereitstellung von Räumlichkeiten 

seitens des Landes Steiermark nicht mehr beinhalten. Dazugekommen ist allerdings eine För-

derung von Kinder-Ferien-Aktivwochen. (§ 8 StJG 2013, §§ 8, 8a StJG 2013 idF 2017). An-

tragsfristen sind nicht gesetzlich verankert.  

 

Aktuell, und seit 2013 unverändert, ist der Landesjugendbeirat unabhängig von der Landesre-

gierung als Verein zusammengeschlossener verbandlicher Jugendorganisationen tätig. Die 

Aufgaben zur Jugendförderungen liegen bei  

- der Vertretung von Interessen der Verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit und deren 

Mitglieder, 

- der Vertretung und Behandlung von gemeinsamen Angelegenheiten der Kinder- und Ju-

gendorganisationen, 

- der beratenden Mitwirkung bei der Vergabe von Fördermitteln für die verbandliche Ju-

gendarbeit, 

- der Unterstützung zur Umsetzung der Kinder- und Jugendstrategie des Landes Steier-

mark, sowie 

- der Begutachtung jugendrelevanter Gesetzes- und Verordnungsentwürfe (§ 11 StJG 

2013 idF 2017). 

Das Landesjugendforum oder eine andere, vergleichbare Plattform, die dieses ersetzen 

würde, ist im Steirischen Jugendgesetz 2013 sowie in der Novelle von 2017 nicht zu finden.  

 

Die im Gesetz erwähnte Kinder- und Jugendstrategie des Landes Steiermark findet sich in 

einem strategischen Ausrichtungspapier für den Zeitraum bis zum Jahr 2020 wieder. Sechs 

Handlungsfelder werden hier mittels Zielen und Aktivitäten konkretisiert, die als leitende Vision 

verfolgen, es Kindern und Jugendlichen zu ermöglichen 

Ăgegenwªrtige und zuk¿nftige Lebensbedingungen, eigenverantwortlich und je nach Alter selbst-

bestimmt gestalten können. Sie sollen ihrem Alter entsprechend bestmögliche Rahmenbedingun-

gen vorfinden, um ihre eigene Persönlichkeit gemäß ihren Interessen und Neigungen zu entwi-

ckeln. Kinder und Jugendliche werden als eigenständige Individuen in ihrer Vielfalt wahrgenom-

men und in ihrer Entwicklung gestärkt. Ihre unterschiedlichen Interessen und Bedürfnisse werden 

ebenso berücksichtigt wie regionale Gegebenheitenñ (Das Land Steiermark o.J.3, S. 6). 

 

Schnittstellenarbeit sowie Kooperation und Vernetzung in der Kinder- und Jugendarbeit, auch 

über die Bundeslandesgrenzen hinweg, wird dabei verfolgt und unterstützt (vgl. ebd., S. 17). 
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Diese, sowie die Vision bleiben auch für die Strategischen Ausrichtungen 2017-2022 beste-

hen. Zentralen Stellenwert hat hier zusätzlich die Qualitätsentwicklung im Bereich der Kinder- 

und Jugendarbeit (vgl. Das Land Steiermark 2017, S.11ff). 

 

1.3.1 Steirischer Landesjugendbeirat  

Laut Vereinsregisterauszug erfolgte die Gründung des Vereins Steirischer Landesjugendbeirat 

ï Verein zur Förderung der außerschulischen Arbeit mit Jugendlichen und Kindern (ZVR Zahl: 

813636642) am 16. Mai 2000 mit Sitz in Graz. Die organgesellschaftlichen Vertretungspositi-

onen sind dabei an Funktionsperioden geknüpft, auf die später näher eingegangen wird.  

Eine erste Definition des Steirischen Landesjugendbeirats lässt sich in den Jugendberichten 

des Landes Steiermark finden, in denen er als die ĂArbeits- und Interessengemeinschaft der 

steirischen verbandlichen Jugendorganisationenñ beschrieben wird (Das Land Steiermark 

2006/2007, S. 42, Das Land Steiermark 2008/2009; S. 45; Das Land Steiermark 2010/2011, 

S.40). In den darauffolgenden Jahren erfolgt eine detaillierte Beschreibung, die auch den Rah-

men des Arbeitsfeldes absteckt: 

ĂDer Landesjugendbeirat ist die Interessensvertretung der verbandlichen Kinder- und Jugendor-

ganisationen in der Steiermark. Er schafft und entwickelt verbesserte Rahmenbedingungen für 

die Kinder- und Jugendverbandsarbeit und deren ehren- und hauptamtliche MitarbeiterInnen. Als 

Dachverband bündelt der Landesjugendbeirat die Interessen der Kinder- und Jugendverbands-

arbeit insbesondere in den Bereichen Ehrenamt, Weiterentwicklung, Qualitätssicherung sowie 

Fördermodalitäten und vertritt diese gegenüber relevanten Stellen, wie zum Beispiel dem Land 

Steiermarkñ (Das Land Steiermark 2012/2013, S. 26; Das Land Steiermark 2014-2016, S. 12). 

 

Zusätzlich zählen die Vernetzung zwischen den Verbänden, mit anderen Einrichtungen und 

Stakeholdern, das Serviceangebot für Mitgliedsorganisationen sowie die Öffentlichkeitsarbeit 

zu den definierten Aufgaben (vgl. Das Land Steiermark 2012/2013, S. 26; Das Land Steier-

mark 2014-2016, S. 12f).  

 

Die Gemeinsamkeiten der Organisationen im Steirischen Landesjugendbeirat liegen trotz Plu-

ralität in Zielsetzungen, Vorstellungen, Werten und Ausrichtungen einerseits in einer sinnvol-

len, gemeinschaftlichen Freizeitgestaltung, andererseits in der Auseinandersetzung mit aktu-

ellen Fragen, die Kinder und Jugendliche betreffen. Zusätzlich ist ihnen gemein, dass sie zum 

Engagement in der Gesellschaft ermutigen und einladen (vgl. Das Land Steiermark 

2006/2007, S. 42f; Das Land Steiermark 2008/2009; S. 45).  

 

Eine schriftliche Dokumentation des Steirischen Landesjugendbeirats seit dessen Gründung 

ist derzeit nicht vorhanden. Seit dem Jahr 2010 publiziert der Steirische Landesjugendbeirat 

Jahresberichte, woraus sich konkrete Tätigkeiten und Zahlen ablesen lassen (vgl. Steirischer 
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Landesjugendbeirat 2010; Steirischer Landesjugendbeirat 2011; Steirischer Landesjugendbei-

rat 2012; Steirischer Landesjugendbeirat 2013; Steirischer Landesjugendbeirat 2014; Steiri-

scher Landesjugendbeirat 2015; Steirischer Landesjugendbeirat 2016). Seit in Kraft treten des 

Steirischen Jugendförderungsgesetztes im Jahr 2004 erscheinen regelmäßig Jugendberichte 

des Landes Steiermark, in denen auch die Verbandliche Kinder- und Jugendarbeit sowie der 

Steirische Landesjugendbeirat und dessen Mitglieder fixer Bestandteil sind (vgl. Das Land 

Steiermark 2004/2005; Das Land Steiermark 2006/2007; Das Land Steiermark 2008/2009; 

Das Land Steiermark 2010/2011; Das Land Steiermark 2012/2013; Das Land Steiermark 

2014/2015/2016).  

 

Ein Überblick aus den Angaben der Jahresberichte von 2010 bis 2016 bildet den Steirischen 

Landesjugendbeirat sowie seine Mitgliedsorganisationen  in ihrer Entwicklung in Zahlen ab 

(Abbildung 3). 

 

 Organisationen im Steirischen  Landesjugendbeirat  

 Gesamt  davon Vollmitglieder  davon beratende Mitglieder  

2010 22   

2011 22   

2012 22   

2013 22   

2014 23 20 3 

2015 26 20 6 

2016 26 20 6 

Abbildung 3 Anzahl der Organisationen im Steirischen Landesjugendbeirat 

 

Ergänzend dazu lassen sich Zahlen vor 2010 aus den Steirischen Jugendberichten heranzie-

hen. Waren es von 2004-2007 19 Mitglieder, stieg die Zahl mit der Aufnahme des Kinderland 

Steiermark und der Kommunistischen Jugend auf 21, danach mit dem Zuwachs der Aus-

tauschprogramme für interkulturelles Lernen (AFS) um ein weiteres Mitglied an (vgl. Das Land 

Steiermark 2004/2005, Das Land Steiermark 2006/2007; Steirischer Landesjugendbeirat 

2010). Zu den bestehenden 22 Mitgliedsorganisationen 2010 kam im Jahr 2014 die Rotkreuz-

Jugend und im darauffolgenden Jahr die Blasmusikjugend, die Feuerwehrjugend sowie die 

Muslimische Jugend als beratende Mitglieder hinzu (vgl. Steirischer Landesjugendbeirat 2014; 

Steirischer Landesjugendbeirat 2015). Zum derzeitigen Stand, basierend auf dem Jahresbe-

richt 2016, umfasst der Steirische Landesjugendbeirat daher die in Abbildung 4 dargestellten 

26 Mitgliedsorganisationen, wovon 20 den Status einer Vollmitgliedschaft und 6 den einer be-

ratenden Mitgliedschaft haben (vgl. Steirischer Landesjugendbeirat 2016). 
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Abbildung 4 Mitglieder des Steirischen Landesjugendbeirats, Stand 2016 

 

Statutarisch gesehen müssen Vollmitglieder im Statut als stimmberechtigte Mitglieder bezeich-

net,  

a) einen demokratischen Aufbau verzeichnen, 

b) deren Tätigkeiten mehrheitlich ehrenamtlich von mehrheitlich bis zu 30-Jährigen getragen 

sind, 

c) eine Landesorganisation und Gruppen in zumindest 3 politischen Bezirken der Steiermark 

nachweisen, 

d) sich von gewalttätigen, fremdenfeindlichen, diskriminierenden, rassistischen, politischen 

Vorgehensweisen distanzieren, 

e) selbständige Jugendarbeit ohne ausschließliche Abhängigkeit einer jeweiligen Mutterorga-

nisation leisten, 

f) die Vereinbarkeit ihrer Arbeit mit den Zielen des Landesjugendbeirats garantieren sowie 

g) den bestehenden Resolutionen vor dem Aufnahmezeitpunkt zustimmen (vgl. § 5 Statuten 

Landesjugendbeirat idF 2010). Zusätzlich ist im seitdem gültigen, überarbeiteten Statut an-

geführt, dass sie 

h) gemeinnützig sein und 

i) zuvor als beratendes Mitglied für mindestens ein Jahr teilhaben und berichterstatten müs-

sen.  
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Ergänzend ist ein Passus für beratende Mitglieder hinzugefügt worden, der den Vorausset-

zungspunkten a), b), d), f) und g) für stimmberechtigte Mitglieder gleicht (vgl. §§ 5, 5a Statuten 

Landesjugendbeirat idF 2013). 

 

Verknüpft betrachtet mit den Zahlen der Mitgliedsorganisationen des Landesjugendbeirats 

(Abbildung 3) lassen sich auch die Entwicklungen der Mitgliedsorganisationen detaillierter be-

trachten (Abbildung 5). Wurde 2004/2005 von etwa 100.000, 2008/2009 von 115.000 Mitglie-

dern geschrieben, gab es bis 2010 einen weiteren Anstieg (vgl. Das Land Steiermark 

2004/2005; Das Land Steiermark 2008/2009; Steirischer Landesjugendbeirat 2010). Nach ei-

nem Rückgang der Mitglieder sowie ehrenamtlich Tätigen zwischen 2010 und 2013, ist 2015 

ein Anstieg beider aufgrund des Beitritts vier weiterer Organisationen zu verzeichnen. Die erst- 

und einmalig angegebene Anzahl der hauptamtlich Tätigen von 49 Personen im Jahr 2015 ist 

bezüglich des Anstellungsausmaßes nicht weiter konkretisiert. Zahlenangaben zu Veranstal-

tungen lassen sich in zwei Jahresberichten wiederfinden. So ist die Schätzung der etwa 78.000 

Veranstaltungen im Jahr 2013 noch vor der Mitgliedserweiterung mehr als doppelt so hoch als 

die im Jahr 2010 angegebenen 31.371. Nach dem Höchststand der geförderten Projekte im 

Jahr 2010 mit insgesamt 62, sind diese in den nachfolgenden drei Jahren stark gesunken und 

haben sich in den vergangenen zwei Jahren auf 43 eingependelt. 

 

 Mitgliedsorganisationen  

 Personen  Veranstaltungen  

Geförderte 
Projekte  

 

Mitglieder  
Ehren -
amtlich 
Tätige  

Haupt -
amtlich 
Tätig e 

Allgemein  
Landes -
ebene 

Regional -
ebene 

Gemeinde -
ebene 

2010 125.375 16.290   675 2.130 28.566 62 

2011        47 

2012        40 

2013 115.000 13.000  78.000    38 

2014        40 

2015 139.000 14.800 49     43 

2016        43 

Abbildung 5 Die Mitgliedsorganisationen des Steirischen Landesjugendbeirats in Zahlen 

 

Bezüglich der Präsidiumsarbeit, die im Steirischen Landesjugendbeirat auf ehrenamtlicher Ba-

sis ausgeführt wird, werden alle Funktionen in getrennten Wahlgängen mit 2/3 Mehrheitsent-

scheid von der Hauptversammlung für zwei Jahre gewählt. Das Präsidium setzt sich dabei aus 

einem/einer Vorsitzenden, zumindest einem/einer 

StellvertreterIn, einem/einer KassierIn und einem/einer SchriftführerIn zusammen, wobei 

beide Geschlechter vertreten sein müssen. Diesbezüglich hat es keine Veränderung in der 

Überarbeitung der Statuten ergeben (vgl. §§ 9, 11 Statut bis und ab 2013). In Abbildung 6 sind 
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die Präsidiumskonstellationen der vergangenen Jahre dargestellt. Die hellgrün unterlegten Po-

sitionen haben zum jeweiligen Zeitpunkt Personen inne gehabt, weiß gelassene waren unbe-

setzt. So wurden ab dem Jahr 2013 neben dem Vorsitz Funktionen der Präsidiumsmitglieder 

zugeteilt. Hat sich das Präsidium davor aus fünf bis sechs Personen zusammengesetzt, be-

steht es seither aus vier bis fünf. 

 

 VorsitzendeR  
Stellvertretende Vorsitzende  

KassierIn  SchriftführerIn  

 
1. 2. 3. 

bis Okt. 2010              

ab Okt. 2010              

ab Okt. 2012              

 VorsitzendeR  
Präsidiumsmitglieder  

 
1. 2. 3. 4. 

Stand Dez. 2013          
  

Stand Dez. 2014    
= stellvertretendeR  
   VorsitzendeR 

= KassierIn = SchriftführerIn   

Stand Dez. 2015    
= stellvertretendeR  
   VorsitzendeR 

= stellvertretendeR  
   VorsitzendeR 

= KassierIn = SchriftführerIn 

Stand Dez. 201 6   
= stellvertretendeR  
   VorsitzendeR 

= KassierIn = SchriftführerIn   

Abbildung 6 Präsidiumskonstellationen des Steirischen Landesjugendbeirats 

 

Seit dem Jahr 2003 gibt es eine Ansprechperson und BeraterIn für die verbandliche Jugend-

arbeit und den Steirischen Landesjugendbeirat im Landesjugendreferat des Landes Steier-

mark, seit Juli 2010 eine Geschäftsstelle des Steirischen Landesjugendbeirats im Umfang von 

20 Wochenstunden (vgl. Steirischer Landesjugendbeirat 2010).  

 

Auch die inhaltlichen Aktivitäten und Arbeitsschwerpunkte  des Steirischen Landesjugend-

beirats der vergangenen sechs Kalenderjahre lassen sich nachverfolgen und finden sich in 

einer Übersicht in Abbildung 7 dargestellt. Daraus lassen sich parallel laufende Schwerpunkte 

über die Jahre hinweg ablesen. So wurden zum Thema Ehrenamt eine jährliche Zertifikatsver-

leihung sowie ein Rahmen für eine Ehrung geschaffen und ein Aktionstag zum europäischen 

Jahr der Freiwilligentätigkeit veranstaltet. Zusätzlich wurde das Thema im Jahr 2016 in einer 

Workshopreihe aufgegriffen. Die Identität und das Erscheinungsbild des Steirischen Landes-

jugendbeirats sowie eine Initiative zur Qualitätssicherung in der Verbandlichen Kinder- und 

Jugendarbeit sind weitere Arbeitsschwerpunkte der vergangenen Jahre. Die Arbeit des Steiri-

schen Landesjugendbeirats als Servicestelle, Interessensvertretung und Vernetzungsplatt-

form für Mitgliedsorganisationen hat ab 2013 eine zunehmend zentrale Rolle eingenommen 

(vgl. Steirischer Landesjugendbeirat 2010; Steirischer Landesjugendbeirat 2011; Steirischer 
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Landesjugendbeirat 2012; Steirischer Landesjugendbeirat 2013; Steirischer Landesjugendbei-

rat 2014; Steirischer Landesjugendbeirat 2015; Steirischer Landesjugendbeirat 2016). 
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Abbildung 7 Aktivitäten und Arbeitsschwerpunkte des Steirischen Landesjugendbeirats 
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Der Punkt der Interessensvertretung des Steirischen Landesjugendbeirats beinhaltet verfasste 

Stellungnahmen, die auch in den Jahresberichten eingearbeitet sind. Eine Auflistung aller seit 

2012 verfassten Stellungnahmen lässt sich auf der Webseite (gegliedert in Fördermanage-

ment und Jugendpolitik) finden und dient als Grundlage von Abbildung 8. 

 

 Fördermanagement  Jugendpolitik  

2012 
- Geforderte Leistungsindikatoren im  
   Fördervertrag des Landes Steiermark 

  

2013 
- Aufwendige Fördermodalitäten und  
  späte Förderauszahlung des Landes  
  Steiermark 

- Ausgehzeiten im geplanten Jugendgesetz 
- Begutachtung des Jugendgesetzes 
- Veranstaltungssicherheitsverordnung 

2014   

- Richtlinien Kinderferienaktivwochen 
- Steiermärkisches Glücksspielautomatengesetz 
- Streichung von Projektförderungen politischer 
  Jugendorganisationen 

2015 
- Späte Förderauszahlung des Landes  
  Steiermark 

  

2016   - Ehrenamtsförderung und -versicherung 

Abbildung 8 Stellungnahmen des Steirischen Landesjugendbeirats (http://www.landesjugendbeirat-steier-

mark.at/finanzen/ [18.07.2017]) 

 

Neben den zuvor erwähnten Jahresberichte des Steirischen Landesjugendbeirats, stehen 

auch die Förderungsberichte des Landes Steiermark ab 2009 auf der Webseite unter www.lan-

desjugendbeirat-steiermark.at/downloads/ [18.07.2017] zur Verfügung stehen, die für die fol-

genden Darstellungen herangezogen wurden (vgl. Das Land Steiermark 2009; Das Land Stei-

ermark 2010; Das Land Steiermark 2011; Das Land Steiermark 2012; Das Land Steiermark 

2013; Das Land Steiermark 2014; Das Land Steiermark 2015; Das Land Steiermark 20161). 

Die Entwicklung landesweit öffentl icher Fördergelder , die den verbandlichen Organisatio-

nen in der Steiermark im Rahmen der Abwicklung über den Steirischen Landesjugendbeirat 

zu Gute kommt, lässt sich sowohl als Gesamtsumme, als auch über die jeweiligen Anteile der 

davon profitierenden Organisation detailliert nachvollziehen. Der Fördertopf beinhaltet dabei 

jährliche Basisförderungen für die Mitgliedsorganisationen des Landesjugendbeirats sowie zu-

sätzliche Projektförderungen. Unter die Förderung von Jugendverbänden fallen dabei alle 

stimmberechtigten Mitgliedsorganisationen des Landesjugendbeirats (Vollmitglieder). Der 

Ring Freiheitlicher Jugend Steiermark erhielt erst ab dem Jahr 2011 eine Basisförderung. 

Ebenfalls im Fördertopf beinhaltet sind die finanziellen Mittel, die dem Steirischen Landesju-

gendbeirat als Verein zukommen. Im Überblick des gesamten Fördertopfes für Jugendver-

bände (siehe Abbildung 9) ist ein R¿ckgang der Mittel nach 2011 ersichtlich, der 2013 mit ú 

471.030,- den Tiefpunkt erreicht, bevor die jährlichen Förderungen wieder ansteigend verlau-

fen.  

 

http://www.landesjugendbeirat-steiermark.at/finanzen/
http://www.landesjugendbeirat-steiermark.at/finanzen/
http://www.landesjugendbeirat-steiermark.at/
http://www.landesjugendbeirat-steiermark.at/
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Abbildung 10 lässt einen Blick auf die Spanne an finanziellen Mitteln durch Basisförderungen 

zu, die den einzelnen Organisationen sowie dem Landesjugendbeirat als Verein zur Verfügung 

stehen. In Abhängigkeit unterschiedlicher Faktoren stellt das Land Förderbeträge für Jugend-

verbände aus, die dementsprechend in ihrem Umfang stark divergieren. Es lässt sich be-

obachten, dass sowohl der Maximalbetrag, den eine Organisation an Basisförderung erhalten 

kann, als auch der Minimalbetrag, über die Jahre leicht ansteigen. Der ausbezahlte Maximal-

betrag steigt mit ú 6.131,- dabei doppelt gegen¿ber dem Minimalbetrag mit ú 3.690,-. Im Jahr 

2016 betrug die durchschnittliche jährliche Basisförderung pro Organisation ú 20.400,- (vgl. 

Steirischer Landesjugendbeirat 2016, S. 11). 
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Abbildung 9 Förderungen von Kinder- und Jugendverbänden durch das Land Steiermark 
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Mit der Einstellung einer Geschäftsführung mit einem Stundenausmaß von 20 Wochenstunden 

im Juli 2010 steigen auch die Förderungen für den Verein Steirischer Landesjugendbeirat. Ein 

letzter Anstieg im Jahr 2016 erhöhte diese auf ú 45.000,-, wobei die Fördersumme erstmalig 

die höchsten organisationsbezogenen Basisfördermittel übersteigt. 
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Abbildung 10 Basisförderungen des Landes Steiermark 
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2. Rahmen Verbandliche r Kinder - und Jugendarbeit  

 

 

Abbildung 11 Überblick aufgegriffener Inhalte zum Rahmen Verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit 

 




































































































































































































































































































































































































































































































